
mögen und Rechte auf Grund gesetzlicher und testa­
mentarischer Erbfolge unter den gleichen Voraussetzun­
gen und dem gleichen Umfang wie Bürger des Ver­
tragspartners erwerben können. Auch in der Fähigkeit, 
über Vermögen letztwillige Verfügungen zu treffen, 
sind sie den Bürgern des Partners gleichgestellt Das 
bedeutet, daß sich der Umfang des Vermögens, den 
Angehörige des einen Vertragsstaates auf dem Gebiet 
des anderen Vertragsstaates erben können, nach den 
Gesetzen des Vertragspartners bestimmt, auf dessen 
Territorium sich das bewegliche oder unbewegliche 
Nachlaßvermögen befindet (Art. 46 Abs. 3).
Die erbrechtlichen Verhältnisse (Kreis der Erben, Erb­
teil, Erbschaftserwerb, Erbschaftsverzicht, Verhältnis 
der Erben zueinander, Erbenhaftung u. ä.) bestimmen 
sich im übrigen nach dem Recht des Vertragsstaates, 
dessen Staatsbürger der Erblasser zur Zeit des Todes 
war (Art. 47).
Im Gegensatz zur Regelung in den bisherigen Ver­
trägen15 erfährt dieser Grundsatz keinerlei Einschrän­
kung durch die Art des Nachlaßvermögens. Die Rege­

le Die bisherigen Hechtshilfeverträge bestimmen, daß für die 
erbrechtlichen Verhältnisse hinsichtlich des beweglichen Ver- 
mögens das Heimatrecht des Erblassers maßgebend ist. Für 
das unbewegliche Vermögen — so Rechtshilfeverträge mit der 
UdSSR (Art. 34), der Sozialistischen Republik Rumänien (Ar­
tikel 36) und der Volksrepublik Albanien (Art. 35) — bzw. das 
Vermögen, bei dem auch Inländer Verfügungsbeschränkungen 
unterliegen — so Rechtshilfeverträge mit der CSSR (Art. 40), 
der Volksrepublik Polen (Art. 41), der Ungarischen Volksrepu­
blik (Art. 44) und der Volksrepublik Bulgarien (Art. 41) — gel­
ten die Erbgesetze des Lagestaates.

lung geht also aus vom Prinzip der Nachlaßeinheit und 
einem einheitlichen Erbstatut nach dem Staatsange­
hörigkeitsprinzip.
Die übrigen Regelungen entsprechen den bisherigen 
Verträgen. Die Testierfähigkeit und die zulässigen 
Arten der letztwilligen Verfügungen bestimmen sich 
nach dem Heimatrecht des Erblassers. Dieses Recht gilt 
auch für die Form, wobei jedoch die Ortsform genügt 
(Art. 48). Art. 58 bestimmt, daß bei erbenlosem Nach­
laß das bewegliche Nachlaßvermögen dem Heimatstaat, 
das unbewegliche dem Lagestaat zufällt. Ob ein Ver­
mögen als beweglich oder unbeweglich anzusehen ist, 
ergibt sich dabei aus dem Recht des Lageorts (Art. 51). 
Auch die internationale Zuständigkeit und das Verfah­
ren in Nachlaßsachen folgen bewährten Grundsätzen. 
Der bewegliche Nachlaß wird von den Organen des 
Staates geregelt, dessen Staatsbürger der Erblasser war, 
der unbewegliche Nachlaß von denen des Staates, auf 
dessen Gebiet er sich befindet. Das gleiche gilt für Erb­
streitigkeiten (Art. 49). Neu sind die Bestimmungen der 
Art. 54, 55, die dem Schutz der Interessen der Erben 
und Nachlaßgläubiger dienen. Das Nachlaßvermögen 
kann erst dann in den anderen Staat ausgeführt wer­
den, wenn die Rechte inländischer Erben und Nachlaß­
gläubiger sichergestellt sind. Zu diesem Zweck kann ein 
Teil des beweglichen Nachlasses bis zu einer rechtskräf­
tigen Entscheidung zurückbehalten werden.
Die Regelung der Auslieferung (Art. 81 bis 100) ent­
spricht der in den anderen Rechtshilfeverträgen.

diaricktO’
Arbeitstagung der Forschungsgemeinschaft „Jugendkriminologie"

Die Forschungsgemeinschaft „Jugendkriminologie“ des 
Wissenschaftlichen Beirats für Jugendforschung beim 
Amt für Jugendfragen des Ministerrates der DDR zog 
auf ihrer 3. Arbeitstagung vom 6. bis 8. Dezember 1966 
eine Bilanz der bisherigen Arbeit und bestimmte Rich­
tung und Aufgaben der künftigen Forschung*. Gegen­
stand der Arbeitstagung waren ferner Probleme des 

.Motivs und der Motivation in der jugendkriminolo­
gischen Forschung.
Der stellvertretende Leiter der Forschungsgemeinschaft, 
Prof. Dr. hahil. H a r t m a n n ,  amt. Direktor des Insti­
tuts für Strafrecht an der Humboldt-Universität Berlin, 
berichtete über die bisherigen Forschungen der Arbeits­
gemeinschaft, die seit zwei Jahren besteht und der jetzt 
50 Wissenschaftler und Praktiker — Juristen, Soziologen, 
Pädagogen, Psychologen und Psychiater — angehören. 
Erste Ergebnisse der Gemeinschaftsarbeit zeigten sich 
bereits in den drei Arbeitsgruppen, die sich mit Rück­
falltätern, mit den Gruppendelikten und mit kindlichen 
Fehlentscheidungen beschäftigen. Die theoretische Kon­
zeption der Forschungsgemeinschaft, die Einheit von 
positiver sozialistischer Jugendpolitik und Kampf gegen 
die Jugendkriminalität, habe sich als richtig erwiesen. 
Die jugendkriminologische Forschung dürfe kein von 
der positiven Entwicklung in der Gesellschaft geson­
dertes Dasein führen, sondern müsse mit ihren Ergeb­
nissen zur wissenschaftlichen Leitung des staatlichen 
und gesellschaftlichen Erziehungsprozesses beitragen. 
Es sei Aufgabe der Forschungsgemeinschaft, sowohl auf 
aktuelle Fragen der Kriminalitätsbekämpfung einzu­
gehen als auch über einen längeren Zeitraum die Ur­
sachen der Kriminalität und die Wege und Methoden zu 
ihrer Überwindung wissenschaftlich zu untersuchen. Die 
Kriminologie werde so zu einer bedeutsamen Informa­
tionsquelle für die staatliche und gesellschaftliche Lei­
tungstätigkeit überhaupt.
Als ein Kernproblem der künftigen jugendkriminolo­
gischen Forschung bezeichnete Prof. Dr. habil. L e k -  
s c h a s , Prorektor für Gesellschaftswissenschaften der
* Uber die 2. Arbeitstagung berichteten Seidel / Lupke, „Wis­
senschaftliche Beratung über Probleme der bürgerlichen und 
der sozialistischen Kriminologie", NJ 1966 S. 594 ff.

Humboldt-Universität Berlin, die Aufgabe, die Haupt­
determinanten negativen sozialen Verhaltens zu erfor­
schen. Dazu seien erforderlich:
1. eine nach wissenschaftlichen Prinzipien geordnete 
Phänomenologie der Straftaten und Täter, die zur 
Phänomenologie der als Ursachen der Kriminalität 
bezeichneten Erscheinungen hinführen soll;
2. die Erforschung der Determinanten für das Normal­
verhalten der Menschen in den jeweiligen Bereichen, 
um aus ihnen die Determinanten für negatives Sozial­
verhalten herauszukristallisieren;
3. Aussagen darüber, wie lange solche Determinanten 
noch weiterbestehen werden, wodurch sie sozial existent 
sind (materielle und ideologische Wurzeln) und wie 
die Existenzbedingungen für negative Determinanten 
Schritt um Schritt verändert oder gar aufgehoben wer­
den können;
4. Aussagen darüber, welche Veränderungen sich in der 
Grunddetermination der Verhaltensweise der Jugend­
lichen durch die gesellschaftliche Entwicklung allgemein 
und im Spezialbereich vollziehen werden;
5. die Notwendigkeit, a l l e  Wissenschaften, die einen 
Beitrag zur Aufdeckung der Gesetzmäßigkeit des 
sozialen Verhaltens der Menschen liefern können, in die 
Kriminologie zu integrieren.
Eine wichtige Voraussetzung für die Forschungsarbeit 
besteht darin, von einheitlichen Bezugssystemen und 
Begriffsinhalten auszugehen. Diplom-Psychologe D e t -  
t e n b o r n  (Institut für Strafrecht der Humboldt-Uni­
versität Berlin) stellte deshalb Thesen zur Diskussion, 
mit denen die Herausarbeitung eines einheitlichen kri­
minologischen Motivbegriffs angestrebt wird. Er legte 
dar, daß in den meisten kriminologischen Arbeiten der 
letzten Zeit die Tatmotivation eine große Rolle spiele; 
jedoch werde der Begriff „Motiv“ sehr unterschiedlich 
aufgefaßt. So würden z. B. kausale und finale Faktoren 
nebeneinandergestellt. Es sei aber für die Aussage einer 
wissenschaftlichen Arbeit von Bedeutung, ob man Ziel­
stellungen bzw. Absichten des Täters oder die voraus­
gegangenen psychischen Abläufe erfaßt. Neben diesen 
Faktoren fänden sich in Motivaufzählungen zuweilen
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